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Die StrlSchV legt fUr die allgemeine Bev~lkerung den Grenzwert von 

150 mrem/Jahr fest, wobei das 30mrem-Konzept dann inbegriffen ist. Davon 

ausgehend mUßten fUr die Beseitigung der rade Abf~le einerseits und die 

Wiederverwendung von aus dem genehmigungspflichtigen Umgang stammenden 

radioaktiven Stoffen andererseits spezielle Grenzwerte festgelegt werden. 

Ich ging bei meinem Beitrag vom Dosiskonzept aus, denn die spez. Aktivität 

als solche sagt uns ja nur relativ etwas. So muß man letztendlich überle­

gen, welche zusätzliche Dosis der Bev5lkerung aus der Wiederverwendung der 

Reststoffe zugemutet werden kann. Und da meine ich, daß wir dabei nicht 

unbedingt das 30 mrem-Konzept anwenden sollten, das fUr einen genehmigung­

spflichtigen Umgang geschaffen wurde. 

Hier haben wir ja Stoffe, die aus dem Atomrecht entlassen werden sollen, 

die also v~llig frei verwendet oder beseitigt werden dUrfen. Nach dem 

allgemeinen Strahlenschutzgrundsatz des "so gering wie m5glich" bei Be­

rUcksichtigung der näheren Umstände, einschließlich der wirtschaftlichen 

Überlegungen, mUßte auch hier ein gewisser Optimierungsprozeß statt(inden. 

Und so bin ich bei der Ableitung der beiden Grenzwerte von den Szenarien 

ausgegangen, die ich kurz skizziert habe, wo natUrlich mehr oder weniger 

willkUrliche Annahmen enthalten sind, was nicht zu vermeiden ist, da ja 

die Wirklichkeit so vielfältig ist. Man kann nicht erwarten, daß sie 

100 %ig in einigen Szenarien abgebildet werden kann. Bei ganz konservati­

ven Annahmen, mit denen man den schlimmsten Fall abdecken k~nnte, kommt 

nichts Sinnvolles mehr heraus. Man muß auch sehen, daß wenn man Grenzwerte 

einfUhrt, diese auch meßtechnisch erfaßbar sind. 

Soviel zu Ihrer Frage, Uber die Zweiklassengesellschaft. Ich glaube, man 

kommt nicht umhin, mit dieser Zwei klassengesellschaft zu leben. Wir stoßen 

immer wieder an diese WidersprUche, die man aber hinnehmen mUß. Ich glaube 

nicht, daß es eine befriedigende L~sung dafUr gibt. 

Dr. Spang: 

Herr Dr. Hunzinger, wenn die Deutschen nicht mehr so recht weiterwissen, 

dann loben sie den Pragmatismus der Schweizer. Was geht denn in der 

Schweiz vor, wie denkt man da Uber die schadlose Verwertung? 

Dr. Hunzinger: 

Soweit sind wir in der Schweiz noch gar nicht. Wir haben eine Strahlen­

schutzordnung aus dem jahr 76, dort wird festgelegt, daß die Grenze zwi­

schen den nichtrad. Abf~len und den rad. Abfällen in spez. Aktivitäten 

ausgedrUckt 20 pCi/g für Alphastrahler und 20 nCi/g fUr Betastrahler 

beträgt. Das ist eine ganz grobe Einteilung aller radioaktiver, nicht mehr 
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weiter verwertbaren Stoffe in zwei Klassen. Wenn Sie das Pragmatismus 

nennen wollen - ich denke, die Bezeichnung "terrible simplificateur" wäre 

auch angemessen. 

Diese Grenzziehung hat sich in der Praxis der letzten 10 Jahre bew~rt und 

gleichzeitig nicht bewährt. Sie hat sich bewährt für kleine Isotopenlabo­

ratorien, in denen die Gesamtmenge von verarbeiteten rad. Stoffen und die 

Menge an Aktivität, die in den Abfalleimer kommen sollen, gering ist. Es 

hat sich in dieser Form aber nicht bewährt für Kernkraftwerke oder andere, 

gr5ßere Anlagen. Bei diesen ist die Praxis so, daß von Fall zu Fall von 

der Bewilligungsbehörde entschieden wird, wie dieser Abfall, auch wenn er 

in den spez. Aktivitäten unterhalb dieser Grenzen zu liegen kommt, aber in 

seiner Gesamtmenge so groß ist, daß er nicht in einer Deponie des Haus­

kehrichts oder einer Müllverbrennungsanlage landen könnte, zu beseitigen 

ist. Bei solcher Festlegung, was mit dem Abfall überhaupt geschehen soll­

te,ist nicht eine Philosophie des "so gering wie möglich", sondern eine 

Optimierung anzustreben, welche die radiologischen Folgen und die auftre­

tenden Kosten einander gegenüber stellt, so wie es die leRP 26 empfiehlt. 

Eine Bemerkung noch zu den gestern vorgestellten Konzepten: Diese Optimie­

rung zwischen Folgen und Kosten ist eigentlich ein Punkt, der bei den 

Vorschlägen zu wenig deutlich an die Oberfläche gekommen ist. Die Optimie­

rung sollte doch viel näher liegen, als die Einhaltung irgendeiner Grenz­

dosis. 

Dr. Spang: 

Herr Hardt, als Vertreter des BMI an Sie die Frage: Hat der BMI eine 

Richtlinie hierzu schon vorbereitet, und wann wird diese herauskommen und 

was enthält sie für Grenzwerte? 

Herr Hardt: 

Das ist eine sehr einfache Frage, die leider nicht so einfach zu beantwor­

ten ist. (Erläutert an Hand der folgenden Folie:) 

Frelgrenzen der spezifischen Aktivität 

Anwendung 

am Menschen 

in der Umgebung 

allgemein 

Freigrenze 

10-' x Flg 

10-" x Flg 

10- 1 x F/g 

F=Aktivitätsfreigrenze 
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Das ist das Freigrenzensystem, das in der StrlSchV drinsteckt. Wir haben 

für die Anwendung an Menschen (Medizin, Kosmetik) die Freigrenze von 0,01 

pCi/g, was dem 10-7 -fachen der Aktivitätsfreigrenze F für die höchste 

Toxizitätsklasse pro Gramm entspricht. Für Stoffe in der Umgebung des 

Menschen (Gebrauchsgüter) haben wir 10 pCi/g, das bedeutet das 10-~-fache 

der Freigrenze für die höchste Toxizitätsklasse pro Gramm. Für rad. Abfäl­

le ist der Grenzwert 10-~ x F/g direkt genannt. Sonst gilt die Anlage 111, 

da stehen die 10 nCi/g für natürliche rad. Stoffe, das wäre das la-I-fache 

der Freigrenze für die höchste Toxizitätsklasse pro Gramm. Diese Aktivi­

tätsfreigrenze gilt dann, wenn die Konzentrationen höher sind, als oben 

angegeben. Das ist klar und einfach; der Teufel steckt im Detail. Das 

haben wir bei dem Vortrag von Prof. Neider gesehen, der in dem Bereich 

zwischen 10-7 und 10-~-fachem versucht, für einen speziellen Anwendungs­

fall, den wir hier diskutieren, das System zu finden. Herr Hille hat bei 

den Untersuchungen festgestellt, daß unser Freigrenzensystem für bestimmte 

Fälle gar nicht angepaßt ist. 

Unseren Aktivitätsfreigrenzen liegt die Inhalationsdosis zugrunde (Herr 

Neider hat schon darauf hingewiesen), wogegen bei der Abfallbeseitigung 

die äußere Bestrahlung wesentlich ist. Herr Kolb hat darauf hingewiesen, 

daß man bei der Beförderung rad. Stoffe ein sehr schönes Freigrenzensystem 

hat, was im Grunde auch für andere Verwendungsarten paßt. Ich bin dankbar, 

daß wir hier das Problem im Rahmen des Fachverbandes jetzt wirklich mal 

aufgegriffen haben und in der Sitzung, in zwei Vorträgen behandelt haben, 

um es klar zu machen. In der Schweiz wird ja auch ein Freigrenzensystem 

angewendet. das von unserem innerhalb der EG einheitlichen System ab­

weicht. Sie haben neun Dekaden, wir haben nur vier Dekaden für die Aktivi­

tätsfreigrenzen. 

Jetzt zur Antwort auf Ihre Frage: 

In MUnchen hatte ich schon darum gebeten, daß man sich dieses Problems 

einmal annimmt. Wir können dies nicht in Deutschland allein tun, weil 

unsere Freigrenzen an der EG hängen, und wir haben auch Wert darauf ge­

legt, daß wir nicht abweichen, daß diese Werte jetzt genau die EG-Werte 

sind, damit wir grenzüberschreitend einheitlich vorgehen. Das Scheinpro­

blem bei der Wiederverwertung von Stoffen aus genehmigungspflichtigem 

Umgang ist dadurch aufgetreten, daß bei der vorletzten Änderung des Atom­

gesetzes der Begriff der Reststoffe eingeführt wurde und wir versäumt 

haben, die entsprechende Nomenklatur systemgerecht durchzuziehen, auch in 

der Strahlenschutzverordnung, so daß also da ein Unterschied entstanden 

ist zwischen Abfällen und Reststoffen, der ja dann zu der Lücke geführt 

hat, die Ihre Frage provoziert. 



Was ich Ihnen zusagen kann, ist, daß wir bei der jetzigen Novellierung 

diese LUcke schließen, in dem Sinne, daß eine Vorschrift aufgenommen wird, 

die sagt, daß auch die Wiederverwendung von Reststoffen aus genehmigungs­

pflichtiger Tätigkeit genehmigungspflichtig ist. Wie das zu geschehen hat, 

könnte dann in einer Richtlinie geregelt werden. Wir haben es bei der 

Abfallbeseitigung nicht in einer Richtlinie festgelegt, sondern das wird 

eben durch die Genehmigungsbehörde geregelt. Was als Richtlinie eFw~nt 

wurde, ist ein Hinweis des SMI an die Länderbehörden, daß man § 4, 4, 2e 

StrlSchV als Indiz verwenden kann. Ich glaube nicht, daß eine Richtlinie 

gleichzeitig mit der StrlSchV erarbeitet werden kann, dazu ist das Problem 

zu komplex. Die StrlSchV soll im April nächsten Jahres fertig sein, wegen 

Angleichungsfrist an die EG. Bis dahin ist sicher keine Richtlinie zu 

erlassen, die die ganze Problematik, die wir hier gehört haben, regelt. 

Dies sollte zunächst im wissenschaftlichen Raum geklärt werden. Wenn man 

dann den entsprechenden Stand der Wissenschaft in Form irgendeiner admini­

strativen Regelung festschreiben kann, dann werden wir dies gern und 

sofort tun. 

Dr. Spang: 

Es ist in der Tat kompliziert, weil weder das Atomgesetz noch die Strah­

lenschutzverordnung den Boden bereitet haben. Es heißt schadlose Verwer­

tung und es wird im § 2 des AtG festgestellt, was nicht mehr schadet, das 

darf freigegeben werden. Alle diese Dinge sind so unexakt ausgedrUckt, daß 

man sich wirklich nicht darauf setzen kann. 

Frage an Herrn Kolb, was ist denn eigentlich schadlos? Es geht doch nicht 

darum, einfach Grenzwerte festzulegen. Man müßte doch zunächst einmal 

feststellen, was denn schadet. Insofern die unmittelbare Frage, was ist 

denn schadlos? Was wUrden Sie bei natUrlich radioaktivem Material für den 

Menschen als schädigend oder umgekehrt schadlos betrachten? 

Prof. Kolb: 

Vor etwa 10 Jahren gab es einen Ausschuß beim BMI, der sich bezüglich der 

Radioaktivität von Baustoffen mit dieser Frage beschäftigt hat. Aktueller 

Anlaß war die -Ermittlung der Strahlenexposition der Bevölkerung auch im 

Zusammenhang mit der Verwertung von rad. Reststoffen aus gewissen Indu­

striebereichen, im wesentlichen Phosphatindustrie - damals das Problem mit 

dem Chemiegips - aber auch aus der Aluminiumindustrie. Bei der Aluminum­

verarbeitung entsteht Rotschlamm, und kein Mensch weiß so richtig, wohin 

mit den großen Mengen Rotschlamm. 

Deshalb hatten sich einige Leute Gedanken gemacht und waren auf die Idee 

gekommen, Rotschlamm fUr die Herstellung von Ziegelsteinen einzusetzen. 
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Das ergibt eine schöne rote Farbe und geht bis zu 60 %. Man hätte auf 

diese Weise eine ganze Menge davon loswerden können. Wieviel Rotschlamm 

darf man zusetzen? Es gab damals die Formel von Krisiuk, die sehr bekannt 

geworden ist. Sie legt die Grenzwerte auf 7 pCi/g Thorium oder 10 pCi/g 

Radium oder 130 pCi/g Kalium fest. Damals hatte man das Radon noch nicht 

so beachtet, aber hier bei den rad. Reststoffen aus kerntechnischer Indu­

strie ist ja nur die äußere Strahlung maßgebend. Herr Neider hat die 

Co-60-äquivalente Aktivität gestern eingefUhrt. Ihr Grenzwert könnte m.E. 

bei 10 pCi/g oder 0,5 Bq/g liegen. 

Dr. Spang: 

Das ist das Zehnfache von dem, was Herr Prof. Neider gestern mit der 

Co-60-äquivalenten spez. Aktivität meinte, und möglicherweise kommt die 

Frage noch einmal auf, wie es dazu kam. 

Aber Herr Bentele, was wUrden Sie sich als Betreiber denn wUnschen? 

Herr Bentele: 

Wenn man so will, sind wir als Betreiber die Hauptbetroffenen. Es wird ja 

bereits ein enormer Aufwand in der Dekontamination betrieben bzw. auch ein 

enormer Aufwand, diese Stoffe zu einer Endlagerung zu fUhren, zu konditio­

nieren. Ich meine, man sollte sich an den natUrlichen Strahlern orientie­

ren. Es ist einfach ein Unding, daß wir einen Sack KalidUnger, der K 40 

enthält, auf den Feldern verstreuen können, dagegen die gleiche oder noch 

geringere Aktivität an Co 60 nicht. Dann ist der Aufwand, wie erwähnt, an 

Dekontamination enorm. Es kostet jedes Jahr Millionen, um irgendwelche 

Bleche und Rohrleitungen zu dekontaminieren, und ich meine, daß die Kolle­

gen in der Schweiz in einer sehr viel glUcklicheren Lage sind. Denn gerade 
zwischen 10-~ und 10- 5 ~Ci/cm2 liegen die meisten Kontaminationen und 

gerade zwischen 10-~ und 10-5 wächst der Aufwand enorm. 

Außerdem m5chte ich darauf hinweisen, daß es sich in den Kernkraftwerken 

eigentlich immer um dieselben Nuklide handelt, ob Siedewasser- oder Druck­

wasserreaktor. Die Zahl der Nuklide läßt sich an zwei Händen abzählen. Im 

Vordergrund steht natUrlich C060. Wir wissen sehr genau, daß z.B. nirgends 

Alphastrahler vorhanden sind, wir wissen auch, daß diese Gemische Stron­

tium-90-frei sind, und so meine ich, mUßte es doch möglich sein, daß Ab­

fallstoffe, die aus Kernkraftwerken stammen, in einem extra Paragraphen 

geregelt werden. Die radioökologischen Probleme dieser Nuklide kann man 

vorher klären, z.B. anhand des Pfades MUlldeponie-Grundwasser-Trinkwasser. 

Man kommt dann mit Sicherheit zu gUnstigeren Freigabe-Grenzwerten. Selbst­

verständlich unter der Prämisse, daß diese Abfälle frei von a-Strahlern 

und Sr 90 sind. 
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Es sollte nicht wie bisher ein Unterschied gemacht werden zwischen Rest­

stoffen zur schadlosen Verwertung und Abf~llen geringfügiger Aktivität, 

und der Betreiber sollte, nachdem diese Stoffe "freigemessenl! worden 

sind, aus der Verantwortung entlassen werden, was damit geschieht, ob sie 

nun einer Wiederverwertung zugeführt werden oder letztlich auf der Müll­

deponie landen. 

Ein weiteres Problem ist die Frage der Meßbarkeit. Ich bin froh, Herr 

Prof. Neider, daß Sie vorher auf dieses Problem hingewiesen haben. Ich 

hatte gestern noch ein bißchen Angst, daß die Werte, die Sie genannt ha­

ben, einfach nicht mehr meßbar sind. 

Die Nachweisgrenze liegt irgendwo zwischen dem 10- 5 und 5x10-s -fachen der 

Freigrenze. Darunter kann man einfach nicht mehr messen und man müßte eine 

gesetzliche Regelung so schaffen, daß es - da stimme ich mit Ihnen überein 

- noch meßbar ist. 

Zum Abschluß meines Statements möchte ich noch darauf hinweisen~ daß es 

zwischen dem deutschen 30-mrem-Konzept und der EG-Norm eine erhebliche 

Diskrepanz gibt. In einem Fall haben wir das 30-mrem-Konzept, bei der 

EG-Norm haben wir das 500 mrem-Konzept, und ich könnte mir vorstellen, 

daß, wenn wir in der Bundesrepublik uns weiterhin an das 30-mrem-Konzept 

halten, und z.B. die Franzosen oder andere EG-Staaten tun es nicht, daß 

wir das Problem dann automatisch ins Ausland verlagern und diese Stoffe 

dann in Länder abschieben, welche die Abfälle mit günstigeren Grenzwerten 

beseitigen und dann frage ich mich: Wo liegt dann noch der Sinn einer 

Strahlenschutzgesetzgebung. 

Dr. Spang: 

H. RUhle kommt vom lnst. f. Wasser-, BOden-, Lufthygiene des Bundesge­

sundheitsamtes und will möglicherweise ganz andere Kriterien haben. Ich 

möchte ihn mal fragen: Stört Sie irgendwie etwas an dem, was Herr Bentele 

gesagt hat, befUrworten Sie das, was Herr Neider meint oder wUrden Sie 

sich dem anschließen, was Herr Hille gesagt hat? 

Herr RUhle: 

Ich wUrde sagen, daß das, was Herr Bentele insbesondere in seinen letzten 

Bemerkungen zum Ausdruck gebracht hat, von mir keineswegs so peSSimistisch 

gesehen wird, wie er es ausgedrückt hat. Zunächst sei an dieser Stelle 

einmal klar gesagt, daß wir oft Ubersehen, wenn wir Uber die in der Strah­

lenschutzverordnung festgelegten Grenzwerte diskutieren, insbesondere Uber 

das im § 45 festgeschriebene 30-mrem-Konzept, daß hier keineswegs ein 
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Grenzwert zur Debatte steht, der in irgendeiner Weise mit gesundheitlichen 

Risiken in Verbindung zu bringen ist, sondern vielmehr Ausdruck des 

Minimierungsgebotes ist. Beim Betrieb kerntechnicher Anlagen und der damit 

verbundenen Abgabe radioaktiver Stoffe an die Umwelt wird bei dem heutigen 

Stand der Technik das 30-mrem-Konzept ohne Probleme eingehalten. Dies 

best~tigen sowohl Messungen der Betreiber als auch eigene Untersuchungen 

in unserem Institut. 

Um noch einmal auf die Bemerkungen von Herrn Bentele zu kommen, was die 

Festlegung von Grenzwerten speziell für die Beseitigung radioaktiver Ab­

f~lle betrifft, bin ich der Meinung, daß man sich dabei auch am 30-mrem­

Konzept orientieren sollte, wobei ich aus dem Stegreif hierzu keine kon­

kreten Vorschl~ge machen kann, da ich kein Abfall-Experte bin. Ein Punkt 

scheint mir aber wichtig zu sein: Ein in Zukunft anzuwendendes System muß 

auch praktikabel sein. Es ist sicherlich nicht sinnvoll - und dies wurde 

auch von anderen Rednern zum Ausdruck gebracht - Grenzwerte für die Besei­

tigung radioaktiver Abfälle so festzulegen, daß diese in der Nähe meßtech­

nisch erreichbarer Nachweisgrenzen liegen. Dies würde sicher zu großen 

Problemen führen. 

Der Vorschlag von Herrn Kollegen Hille, unterschiedliche Freigrenzen für 

sämtliche Radionuklide einzufUhren, erscheint mir im Hinblick auf eine 

praktikable Durchführung der Abfallbeseitigung problematisch. Ich glaube 

doch, daß man zu einer Regelung kommen muß, bei der eine Einteilung in 

zwei oder drei Klassen vorgenommen wird, wie es hier auch schon diskutiert 

wurde. Die im § 46 der StrlSchV definierten Grenzwerte, die als Konzen­

trationswerte im Jahresdurschnitt einzuhalten sind, sind m.E. hier nicht 

anwendbar. 

Dr. Spang: 

Ich m5chte Herrn Dr. Hille noch Gelegenheit geben, etwas zu den Grenzwer­

ten zu sagen, denn er ist ja direkt angesprochen worden und dann möchte 

ich, daß auch Fragen aus dem Auditorium gestellt werden. 

Dr. Hille: 

Zunächst zu dem ersten Punkt, den Herr Rühle angesprochen hat. Es ging mir 

tatSächlich darum, daß Freigrenzen für jedes Radionuklid anzugeben sind 

und daß wir damit zu einer nuklidspezifischen Freigrenze kommen oder aber 

zumindest die Gruppengrenzen so eng gefaßt werden, daß der Dosisbezug 

nicht v51lig verlorengeht. Ich halte es eigentlich für eine Aufgabe von 

Leuten, die im Strahlenschutz tätig sind, daß sie diesen Dosisbezug im 



Auge behalten, weil dieser Dosisbezug direkt mit dem Strahlenrisiko zu tun 

hat. 

Wir wollen ja nicht irgendwelche willkUrlichen Werte festlegen, sondern 

wir wollen die Freigabewerte nach der Gefährdung der Menschen ausrichten. 

Insofern plädiere ich dafUr, einen konsequenten Dosisbezug anzustreben. 

Ich wUrde es aber bedauern, wenn wir jetzt das Kind mit dem Bade ausschUt­

ten. Gestern ist die Bemerkung gefallen, daß wir jetzt ganz konsequent die 

Umwelt schUtzen sollten, und wir könnten das mit den bisherigen Dosisgrenz­
werten nicht, jedenfalls könnten wir die nicht fUr Freigrenzen in Anspruch 

nehmen. Diese Werte mUßten viel tiefer liegen. Ich bin dagegen der Mei­
nung, daß deutlich wurde, daß wir zwar teilweise eine erhebliche Dosis­
Uberschreitung bei den heutigen Freigrenzen zu verzeichnen haben. Das ist 

nicht akzeptabel und sollte abgestellt werden. 

Auf der anderen Seite mUßte man sich aber auf einen realistischen Dosis­
wert einigen, und ich kann nicht erkennen, warum es so schlecht wäre, der 

Bevölkerung auch Uber die Freigrenzen eine Dosis von 30-mrem/a zuzumuten. 
Ich gehe sogar noch einen Schritt weiter und bin der Meinung, daß die 

beruflichen Freigrenzen ohne weiteres bei 500 mrem im Jahr liegen könnten. 

Ich wUrde es bedauern, wenn der Dosiswert fUr Freigrenzen jetzt wesentlich 

geringer als 30 mrem/a ausfallen wUrde, nur weil man Ubermäßig restriktiv 

werden will und deshalb den Wert von 1 mrem einfUhrt. Was die Optimierung 

anbetrifft, so ist dazu zu sagen: Die Optimierung muß immer unterhalb der 

Grenzwerte stattfinden. Erst Optimierung und dann Einhaltung der Grenzwer­

te wäre ein Verfahren, das meiner Ansicht nach nicht mit ICRP im Einklang 

ist. 
Was die Maximalwerte anbetrifft, von denen ich gestern gesprochen habe, so 

wUrde ich dem zustimmen, was H. RUhle gesagt hat: Hier sind natUrlich 

Werte gemeint, die im Jahresmittel nicht Uberschritten werden dUrfen. 

Dr. Spang: 

Ich glaube, jetzt sind genug Zwiespälte entstanden, so daß Fragen aus dem 

Auditorium kommen könnten und den Fahrplan auseinanderbringen. 

Darf ich um eine Frage bitten. 
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Herr Brunner: 

Ich möchte ein paar Sachen ergänzen zu den Verhältnissen in der Schweiz. 

Einmal haben wir ja, wie schon erwähnt wurde p nuklidspezifische Freigren­

zen. Man muß meiner Meinung nach doch die Terminologie etwas präzisieren: 

Die Freigrenzen sind ja gedacht zu entscheiden, was man kontrollieren 

will, wenn man damit umgeht. Eine Modellvorstellung steckt dahinter, eben 

der Umgang im Laboratorium mit der Möglichkeit einer Inkorporation~ vor 

allem einer Inhalation. Man hat diese Freigrenzen so gerechnet, daß in 

einem einmaligen Zwischenfall diese Menge radioaktiver Stoffe eine Inkor­

poration mit nicht mehr als einer Folgedosis von etwa 10 mrem geben soll. 

Es ist klar, daß man für eine Freigabe eigentlich dann von anderen Modell­

vorstellungen ausgehen muß, und dann zu anderen Werten kommt, weil dann 

vielleicht mehr die externe Bestrahlung oder die Hautdosis ausschlaggebend 

sind. In dem Sinn haben wir sicher auch bei uns den Fehler gemacht, daß 

man diese Freigrenzen, die über den Umgang entscheiden, zum Teil auch als 

Freigabegrenzen mißbraucht. In diesem Sinne müssen wir sicher unser Kon­

zept auch überlegen. 

Ein anderer Punkt, wo die Terminologie wahrscheinlich anders ist: Wir sind 

ja im Moment dabei, ein Kernenergie- wie ein neues Strahlenschutzgesetz zu 

machen, und die Definitionen für Abfälle, die wir da verwenden, sind 

wahrscheinlich auch anders als in Deutschland, bei uns soll etwas erst 

dann Abfall sein, wenn eine weitere Verwendung nicht mehr vorgesehen ist. 

Also diese schadlose Wiederverwendung ist gar kein Abfall in unserem Sinn, 

sondern das sind radioaktive Stoffe, die allenfalls in einem anderen Kon­

trollbereich, und bei unseren Verhältnissen dann vielleicht unter der 

Obhut einer anderen Kontrollbehörde weiterverwendet werden. Abfall wird es 

erst, wenn es beseitigt und an die Umwelt abgegeben werden soll. 

In der Praxis haben wir einzelne Fälle schon durchzuspielen versucht, wo 

es darum ging, daß entweder etwas für eine mehr oder weniger kontrollierte 

Wiederverwendung außerhalb von Kontrollbereichen freigegeben wurde oder 

für die Verwendung in einem anderen Kontrollbereich bestimmt war. Ein 

Beispiel, das wir schon diskutiert haben. Wir haben ja einen alten Schwer­

wasserreaktor, den wir gelegentlich mal vollständig abbauen möchten. Es 

wurde diskutiert, die Komponenten, die da anfallen, weiter zu Abschirm­

blöcken zu verarbeiten, die dann jenseits des Flusses im Beschleuniger-In­

stitut als Abschirmungen verwendet werden. Das wäre in dem Sinn noch kein 

Abfall, aber es wäre eine weitere Verwendung. Aber die Blöcke würden so 

gemacht, daß sie später von den Dimensionen her in eines der konzipierten 

Endlager der NAGRA passen würden. 
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Noch ein weiterer Punkt bezUglieh der Schutzziele: Da sind gewisse Schutz­

ziele schon festgelegt beim Endlagern, daß man der Bev5lkerung 10 mrem im 

Jahr maximal zubilligen will. FUr eine generelle Freigabe WUrden mehrere 

Effekte kumulieren: Da wUrde man wahrscheinlich dann noch etwas reduzieren 

auf eine Grßßenordnung von 1 mrem pro Jahr. Das w~ren in etwa die Dosen, 

von denen man auszugehen h~tte, um dann aufgrund geeigneter Modelle solche 

Freigabegrenzwerte zu ermitteln. 

Dr. Spang: 

Ich habe allerdings nicht den Eindruck, daß wir uns in der Philosophie 

hier unterscheiden. Die schadlose Verwertung bei uns ist auch unterschie~ 

den von Abf~llen; insofern ist das das gleiche System. Wir haben nur 

Schwierigkeiten mit den Werten. 

Dr. Hoegl: 

Eine Frage an Hem Dr. Hille. Ich habe noch nicht durchschaut, wie in 

Ihrem Konzept sichergestellt ist, daß bei einer Vielzahl von Emittenten 

das 30 mrem-Konzept eingehalten wird. 

Dr. Hille: 

In meinem Konzept sind natürlich sehr viele Konservativitäten, die wir 

auch berUcksichtigen mUssen, denn es sind generelle Werte, die mit relativ 

grober Latte bestimmt wurden. Wenn Sie jetzt sagen: Im Prinzip w~re es 

möglich, daß alle Welt diese Freigrenzen in Anspruch nimmt und daß an 

irgendeiner Stelle dann auch eine Kumulation denkbar wäre, so gilt das 

nicht fUr Konzentrationsgrenzwerte, die unter der Annahme unendlicher 

Ausdehnung berechnet wurden. Für anders ermittelte Freigrenzen mag das 

theoretisch stimmen. 

Dazu möchte ich aber folgendes sagen: Wenn wir versuchen, diese Frage sehr 

extrem zu behandeln, um wirklich alle Eventualit~ten in Betracht zu zie­

hen, dann kommen wir in letzter Konsequenz auf unmOgliche Werte, die fUr 

die Praxis keine Bedeutung mehr haben. Wir mUssen letztlich anerkennen, 

daß die eine Strahlenquelle, die hinzukommt, eine andere Strahlenquelle, 

die vorhanden war, bis zu einem gewissen Grade abschirmt. Wenn wir das 

nicht machen, wenn wir versuchen, hier alle denkbaren Eventualit~ten ein­

zurechnen und Schwankungen innerhalb einer Größenordnung auszuschließen, 

dann kommen wir in große Schwierigkeiten. Ich frage mich nur, ob das ge­

rechtfertigt ist, verglichen mit der heutigen Situation, da wir teilweise 

Dosen ausrechnen, die Uber 1 rem liegen und da keine Mensch diesen Kumu-
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lationsgesichtspunkt anführt oder in Betracht zieht. Ich warne nochmal 

davor, das Kind mit dem Bade auszuschütten, sondern ich plädiere dafür, 

daß wir uns auf einen vernünftigen Dosiswert festlegen und diesen auch 

konsequent einhalten. 

Dr. Thome: 

Eine Frage an Herrn Hardt bzgl. §§45 u. 46. Anknüpfend an das, was Herr 

Prof. Sansoni vorgetragen hat, stellt sich für die uranbergbautreibenden 

Firmen ein gravierendes Problem bzgl. Abwasserabgabe. Herr Prof. Sansoni 

hat sehr deutlich die Hochwerte im Fichtelgebirge dargestellt. Wenn man 

nun als Unternehmen gemäß §§ 45 u. 46 in einem Anomaliengebiet hier einen 

Grenzwert vorgeschrieben bekommt und man von seiten der Genehmigungsbehör­

de sogar noch bereit ist, im Ermessensspielraum zu handeln und manche 

Nuklide hochzusetzen, so ist es doch bei Anwendung der Summenformel fast 

unmöglich, die Grenzwerte für Uran-238, Radium-226 und Blei-210 in diesen 

Gebieten einzuhalten. 

In der StrlScbV ist diesem Faktum gerade für den Bergbau, der ja keine 

neuen Nuklide in irgendwelchen Höhen produzieren kann sondern der mit 

natürlichen Nuklidkonzentrationen umgeht, nicht Rechnung getragen. Frage: 

Welche Maßnahmen werden bei der Novellierung der StrlSchV in dieser Rich­

tung erfolgen? 

Herr Hardt: 

Das bringt mich ein bißchen in Verlegenheit; besondere Maßnahmen bei der 

Novellierung, um von hinten anzufangen, sind nicht vorgesehen. Es gibt 

keine Änderung gegenüber dem bisherigen Zustand, der den Bergbau, also den 

Bereich, der im Bergbaurecht genehmigt ist, von der Genehmigungspflicht 

nach StrlSchV ausnimmt. D.h. es bleibt also so wie bisher, daß die Ablei­

tungen aus solchen Betrieben über die bergrechtliche Genehmigung erfaßt 

werden und daß natürlich unter Umständen dann auch nicht mit dem Maßstab 

des § 45 gemessen werden kann. 

Vielleicht könnte Herr Kolb dazu noch etwas sagen, er ist ja Spezialist 

auf dem Gebiet und hat die Erfahrung insbesondere mit den Abfällen aus dem 

Ölbereich, wo es um vergleichbare Dinge geht. 
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Prof. Kolb: 

Ich glaube, eine Änderung gibt es: Es gab bisher in dem Bereich radioakti­

ve Mineralien eine LUcke. Sie betraf Betriebe, die importierte rad. Mine­

ralien wie z.B. Tantalerze verarbeiten, ohne dem Bergrecht zu unterliegen. 

Diese sind jetzt der Genehmigungspflicht nach der StrlSchV unterstellt. 

FUr die anderen~ die dem Bergrecht unterliegen, ändert sich m.E. nichts. 

Was Ihre Frage mit dem Wasser anbetrifft, da haben wir einen ganz seltsa­

men Paragraphen in der Strahlenschutzverordnung: Der Umgang mit Wasser, 

dessen spez. Aktivität natUrlichen Ursprungs nicht verändert ist, ist 

unbegrenzt genehmigungs- und anzeigenfrei. Darauf beruft sich der Kohle­

bergbau der ja in einigen Zechen erhebliche Mengen Radium mit dem Gruben­

wasser emittiert. Das kann man bis zur LippemUndung in den Rhein nachwei­

sen. 

Dr. Thome~ 

Herr Prof. Kolb, das ist sehr schön von Ihnen zu hören. Die Rechtspraxis~ 

der wir unterliegen, ist leider eine andere, d.h. wir haben die Summenfor­

mel. Sie steht bei uns in der Betriebsgenehmigung, und mit dieser Summen­

fonnel mUssen wir leben und sehr hohe Investitionen t~tigen, um das Wasser 

sauberer abzuleiten, als wir es aus der Natur entnehmen. 

Dr. Spang: 

Wir haben nicht nur eine Zweiklassengesellschaft, wir haben eine Dreiklas~ 

sengesellschaft. Wir haben die kerntechnischen Anlagen, die voll und ohne 

Abstriche in das Gesetz hineingelangen. Wir haben die medizinischen Anla­

gen, fUr die Abstriche von den Vorschriften gemacht und realistische An­

nahmen getroffen werden. Und wir haben offensichtlich natUrliehe Radioak­

tivät, nahezu frei von jeder Vorschrift. Sie fallen offensichtlich unter 

die kerntechnischen Anlagen und mUssen das machen, was ihnen dort vorge­

schrieben wird. 
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Dr. Jacobs: 
Ich möchte Herrn Hoegl fragen, ob wir uns ausschließlich am 30~mrem~Kon­

zept orientieren müssen. In der StrlSchV finden wir noch die 150 mrem und 

in den EURATOM~Grundnormen die 500 mrem. Somit kann man sich auch ein 

abgestuftes Freigrenzenkonzept vorstellen. Ein Abfall~Freigrenzenkonzept 

könnte sich z.B. an den 150 mrem orientieren. 

Warum darf auf einer Abfalldeponie, die z.B. die aktivierten Betonabfälle 

eines KKW aufnimmt, die Jahresdosis nicht 150 mrem betragen? Oder soll die 

Deponie als Abschirmung der natürlichen Untergrundstrahlung dienen? Die 

150 mrem sind m.E. vertretbar, da sich größere Personengruppen ohnehin 

nicht lange auf solchen Deponien aufhalten. 

Dr. Spang: 

Das war ein mutiger Vorstoß. Herr Prof. Neider, möchten Sie dagegen etwas 
sagen? 

Prof. Neider: 

Ich glaube schon, dazu muß man etwas sagen. 

Weltweit wendet man als Grenzwert für die Folgedosen, die aus der Beseiti~ 

gung der rad. Abfälle entstehen, weder die 150 noch die 500 mrem/a an, 

sondern sehr viel niedrige Werte. Auch bei ICHP sind Überlegungen im 

Gange, die für eine einzelne Deponie letztlich auf 1 mrem/Jahr hinauslau~ 

fen, weil mit Summationseffekten durch mehrere Quellen gerechnet wird. Ich 

glaube nicht, daß man bei einer einzelnen Deponie mit einem Grenzwert von 

150 mrem rechnen kann. Selbst wenn man annimmt, am Zaun einer Deponie 

dUrften die 150 mrem/a vorkommen, so wäre die Strahlenexposition der Be~ 

völkerung doch begrenzt und Uberschaubar. Wenn man aber bedingungslos 

freigibt, können diese Stoffe irgendwo in die Bevölkerung gelangen. Dann 

noch von einem Grenzwert von 150 mrem/a zu reden, scheint mir völlig 

abwegig. 

Dr. Jacobs: 

Ich glaube, Sie unterstellen mir etwas was ich nicht gesagt habe. 

Prof. Neider: 

Dann habe ich Sie mißverstanden. 
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Dr. Jacobs: 

Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland ist einer effektiven Dosis 

von ca. 250 mrern/Jahr durch natürliche Quellen (einschließlich Radon) 

ausgesetzt. Es ist doch schizophren, wenn wir nun Klimmzüge machen und die 

Umwelt im Bereich der Abfalldeponien dadurch abschirmen, daß dort nur 

Jahresdosen im niedrigen mrem-Bereich zugelassen sind 

Dr. Spang 

Herr Dr. Hoegl hat noch eine Frage. 

Dr. Hoegl: 

Meine Frage an Herrn Dr. Hille impliziert nicht, daß ich für das 30 mrem­

Konzept eintrete, dieses ist dagegen Grundlage der Vorschläge des Herrn 

Dr. Hille. Ich wollte mit meiner Frage erreichen~ daß erkennbar wird, was 

zu tun ist, damit viele Emittenten nicht zu einer Summation von Dosen 

führen. Und ich habe seine Antwort so verstanden: Derzeit ist die Zahl der 

Emittenten noch so gering, daß dafür nichts getan werden mUß. 

Dr. Spang: 

Ich stelle an diesem Punkt fest, daß man durchaus das 30 mrem-Konzept 

anzweifeln darf. 

Dr. Czamecki: 

Ich möchte Herren Hunzinger u. Brunner ergänzen. In der Schweiz haben wir 

schon Abfall beseitigt oder freigegeben. Dabei waren die Freigrenzen in 

der StrlSchV wichtig für die Entscheidung. Aber die Behörde hat noch eine 

zusätzliche Auflage gemacht, Abfall darf eine Dosisleistung von 10 ~rem/h 

über dem Untergrund nicht Uberschreiten, d.ho wenn die spez. Aktivität pro 

godel' cm2 eingehalten ist, darf der Abfall eine zusätzliche Dosisleistung 

von 10 ~rem/h auf keinen Fall überschreiten. Zudem ist ein Nachweis zu 

erbringen, daß auch unter ungünstigen Bedingungen bei der vorgesehenen 

Bes',": tigungs- oder Verwendungsart keine unzulässigen Bestrahlungen von 

nicht beruflich strahlenexponierten Personen auftreten können. Dann ist 

der Abfall frei für den Eisenhändler oder die Mülldeponie. 

Herr Brunner: 

Ich glaube was Herr Czarnecki gesagt hat, ist richtig, es geht in die 

Richtung, für die ich eigentlich plädieren wollte. Wir können nicht versu~ 

ehen, allgemein anwendbare Freigrenzen zu ermitteln. Da kommen wir automa­

tisch so tief, daß wir die in der Praxis nicht mehr brauchen können oder 
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der Meßaufwand für den Nachweis sehr groß wird. VernUnftige Konzepte be­

kommen wir nur dann, wenn wir konkrete F~lle anschauen, wo wir die Rand­

bedingungen kennen, wo wir aus der Herkunft der Abf~lle gewisse Sachen von 

vornherein ausschliessen k5nnen und gezielt nur noch das nachweisen müs­

sen, was tats~chlich drin sein kann. Dann wird der Meßaufwand vernUnftig 

und die Beurteilungsgrundlagen sind machbar und man kann auch Schutzziele 

festlegen für die Bev5lkerung, die dann tats~chlich vom weiteren Schicksal 

des Materials betroffen sein kann. Man muß sich eben auf solche konkreten 

realistischen F~lle einzuschießen versuchen. Natürlich w~re es für die 

Beh5rde am einfachsten, sie h~tte einen generell anwendbaren Wert, dann 

würden aber die Beweislast und der Aufwand für den Anwender so groß, daß 

es für ihn weniger Aufwand w~re, es als rad. Abfall zu deklarieren. Dann 

hat die Beh5rde das Problem der Entsorgung wieder. Wenn wir vernünftige 

L5sungen wollen, müssen wir fallspezifisch vorgehen, dann kann man sich, 

wie wir es in der Schweiz schon gesehen haben, mit der Beh5rde zusammen 

auf ein vernünftiges Vorgehen einigen. 

Dr. Spang: Das w~re gut, wenn wir nur vernünftige Beh5rden h~tten (Gibt 

einen Zwischenruf laut wieder!) 

Prof. Sansoni: 

Ich m5chte an Herrn Thome anknüpfen und eine Bemerkung machen zu der Un­

terscheidung von "künstlicher" und "natUrlicher" Radioaktiv~t. Wir alle 

wissen, wie sie zustande kam: leRP war in der Frühzeit weitgehend angel­

s~chsisch beeinflußt. Angelsachsen neigen in ihrer Einstellung h~ufig zu 

pragmatischen Ansichten, Mitteleuropäer und insbesondere Deutsche mehr zu 

idealistischen und fundamentalistischen. Es war damals zweckm~ßig zu sa­

gen, dieses unangenehme Problem der natürlichen Radioaktiv~t - die Ameri­

kaner wußten damals sehr wohl, daß sie z.B. in Maine auch hohe, natürliche 

Radioaktivitäten haben - dadurch aus der Welt zu schaffen, indem man 

sagt, die natürliche Radioaktivit~t "kommt vom lieben Gott", war schon 

immer da, man kann sie nicht beeinflussen, deshalb klammern wir sie aus 

und regulieren nur die "künstliche", die man-made Radioaktivität. 

Wir sehen jedoch bei unseren heute hier vorgetragenen Untersuchungen in 
I 

einem Gebiet mit hohen Strahlungsanomalien einen nur schwer akzeptierbaren 

Widerspruch. Zum Beispiel arbeitet ein Bauer auf seinem Acker, sucht dort 

mit bloßen H~den Kartoffeln, selbstverst~ndlich ohne Schutzhandschuhe. Er 

und seine Vorg~nger tun dies schon seit 200 oder 300 Jahren. Dabei handelt 

es sich aber um eine Strahlungsanomalie mit Gammadosisleistungen an der 

Oberfläche von bis zu 80 - 100 ~R/h, in einem Loch mit 60 cm Tiefe, ent­

sprechend 1500 ~R/h. Der Ackerboden enthielt hier 0,3 % Uran und ist des­

halb durchaus als Uranerzlagerstätte anzusprechen. Eine intensive Befra-
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krankungen, die signifikant eine~ Strahlenbelastung zugeschrieben werden 

körmen. 

Sofern man die unmittelbare Strahlenbelastung betrachtet, gibt es einfach 

keine berechtigte physikalische Unterscheidung zwischen "natUrlicher" und 

"kUnstlicher" Radioaktivität. Im Gegenteil, "natUrliche" Polonium-Isotope 

haben eine extrem hohe Alpha-Aktivität und sind daher besonders "gefähr­

lich". Von dem Ackerboden des erwähnten Bauern habe ich eine 2-kg-Probe in 

unser Labor in den Kontrollbereich gebracht. Selbstverständlich durfte ich 

sie mühelos hineinnehmen, aber nicht wieder hinaus. Der Monitor gab Alarm, 

der Boden mußte als schwach radioaktiver Abfall deklariert, in Polyäthylen 

eingeschweißt und registriert werden. Nach einmaligem Händewaschen durfte 

ich den Handmonitor nicht passieren, der Monitor schlug voll aus. Auch 

noch nach weiterem zweimaligen Händewaschen. Erst als die Fingernägel 

sorgfältig von anhaftenden Bodenresten gereinigt waren, ließ mich der 

Alpha/Betamonitor passieren. 

Was soll man dazu sagen und was tun? Die Augen verschließen, den Acker so 

belassen und den Mann weiterarbeiten lassen, wie bisher? Ich bin der Mei­

nung, wenn es wirklich "gefährlich" ist, dann muss etwas getan werden, um 

diesen Mann zu schUtzen. Dann mUßte man, wenn es nicht anders geht, eben 

tatsächlich einige Tonnen Ackerboden abtransportieren, endlagern oder 

zumindest einen Zaun um diesen Acker machen. Auf jeden Fall mUßte aber der 

Bauer eine Filmplakette und/oder Fingerringdosimeter, vielleicht auch 

Schutzhandschuhe tragen. Stellt sich heraus, es ist "ungefährlich", dann 

wUrde dies bedeuten, daß unsere Grenzwerte sehr konservativ und m~gli­

cherweise unnötig niedrig sind. Ich weiß, welche idiologischen Schwierig­

keiten letzterem Fall entgegenstehen. Aber als Naturwissenschaftler kann 

ich mich mit einer, von Herrn Dr. Spang zitierten DreiklassengeseIlschaft 

nur schwer abfinden. 

Dr. Jacobs: 

FUr den Umgang mit radioaktiven Stoffen haben wir derzeit ein Freigrenzen­

system, welches mit seinen vier Gruppen nur eine sehr, sehr grobe Anleh­

nung an das Dosisgrenzwert-Konzept hat. Hier erscheint eine Änderung drin­

gend notwendig. Ein echter Bezug zu den Dosisgrenzwerten wird sicher in 

einigen Fällen zu höheren Freigrenzen führen k~nnen, in vielen Fällen aber 

auch zu deutlich niedrigeren Werten. FUr die hochtoxischen Alphastrahler 

sind die derzeit gUltigen Freigrenzen von 0,1 uCi nach meiner Überzeugung 

zu hoch. Theoretisch dUrfte jeder BundesbUrger z.B. mit 0,1 ~Ci Pu 239 

genehmigungsfrei täglich umgehen. Man stelle sich den Schaden vor, wenn er 

diese Menge auch täglich inkorporieren WUrde. Hier muß etwas getan werden! 
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Prof. Kolb: 

Sie haben vollkommen recht, aber ich halte es fUr ausgeschlossen, daß wir 

auf nationaler Ebene etwas tun kBnnen, wir mUs sen vielmehr auf internatio­

naler Ebene ein einheitliches Konzept entwickeln. Die IAEA ist dabei. Wir 

wissen, daß die neue Safety Series Nr. 9 keine Freigrenzen enthält; da 

steht nur, einstweilen die EG~Freigrenzen zu benutzen. Wie lange die IAEA 

braucht, ist ungewiß. Es ist vorgeschlagen worden, daß neue erweiterte 

AI/A2~Konzept der Transportvorschriften modifiziert zu Ubernehmen, wo alle 

Belastungspfade berücksichtigt sind, nicht nur die Inhalation, sondern 

auch die äußere Strahlung und die Kontamination der Haut. 

Wie gesagt, da ist etwas im Gange, aber wann es zum Tragen kommt, ist mir 

nicht bekannt. 

Dr. Ibach: 

In der jetzigen StrlSchV gibt es Grenzwerte fUr die Oberflächenkontamina~ 

tion, und bei diesen Werten habe ich Schwierigkeiten, einen Bezug zum 30 

mrem~Konzept herzustellen, insbesondere fUr die Werte außerhalb des Über­

wachungsbereiches. Welche Zusammenhänge sehen Sie zwischen Kontaminations~ 

und Dosisgrenzwerten? Die jetzigen Kontaminationsgrenzwerte erscheinen mir 

ein bißchen unbefriedigend, denn es wird gar nicht darauf eingegangen, 

welche Nuklide das sind. In der StrlSchV gibt es nur zwei Klassen von 

Nukliden. Gibt es im Fachverband schon Vorschläge, wie man z.B. die Zahl 

der Klassen etwa vergrBßern kBnnte, d.h. verfeinern kBnnte? 

Herr Hardt 

Ich kann nur sagen, daß in der Diskussion mit den LänderbehBrden diese 

Tabelle, das ist Anlage IX, erweitert worden ist, so daß wir in der Zu~ 

kunft dann nicht nur zwei Werte haben, sondern fUr die Betastrahler noch 

einen weiteren, der es handhabbarer machen soll. Allerdings wird ein gene~ 

reller Wert fUr die Kontamination von Haut o.ä. auch in Zukunft nicht in 

der Verordnung drinstehen. 

Dr. Ibach: 

Was mir fehlt, wäre eine Idee fUr einen Dosisbezug. 



Br'unner: 

hat mit dem 
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suchen, schauen 

sehr detaillierte 

durchgerechnet haben 

Richtiverte 

man das in etwa 3-4 

niehts zu tun. 

der IAEA die nd für 

tet wO.l:'den von 

ha.t. Wenn etwas 

des haben 

und dort auch 

haben, man 

kann, so daß man dann je nach dem 

eine GroßenordnQng eine oder andere Seite abweicht gegenüber den 

heutigen Verhältnissen. [Literatur~ s.u.] 

Das scheint mir der Weg zu sein 9 den man in Zukunft gehen sollte, um da 

eine etwas mehr nuklidspezifische und damit auch dosisbezogene Regelung zu 

finden. Das ist in allen Details in den NRPB-Berichten enthalten. 

Literatur: - NRPB-DL 2 Supplement; A.D. Wrixon, S. Linsley: 

Derived Limits for Surface Contamination 

1982 NRPB. Chilton UK 
- A.D. Wrixon: Methods for the Calculation of Derived Working 

Limits for Sur'face Contaminations by Low-Toxicity 

Radio-Nuklides 

Health Physics Vol 36 (March 1979) pp 311~321 

Dr. Herrmann: 

Eine Feststellung zu den Freigrenzen in der Strahlenschutzverorcmung. Die 

eigentlichen Freigrenzen fUr die Reststoffverwertung sind die 1 pCi/g~ 

10 pCi/g bzw. 2000 pei/g. 

Die Freigrenzen in Anlage IV sind nach den EG-Grundnormen in Gefahrengrup­

pen entsprechend ihrer relativen Radiotoxität eingeteilt, die angeben, 

welche Gefahr bZlrJ. welche Dosis bei bestimmtem Umgang. speziell im Labor ~ 

Jst. Wenn man anderen Expositionspfad dann 

muß u . eine andere Gefahrenklasse 

sieht dies bei P 32~ Herr Hille hat. 

werden man 
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Meine Frage an Herrn Neider bezieht sich auf die Oberflächenkontamination. 
Die Grenzwerte in der StrlSchV fUr Oberflächenkontamination sind an sich 

keine Freigrenzen fUr Reststoffe. Diese Werte sind abgeleitete Grenzwerte 

aus primären Dosisgrenzwerten, aber zunächst fUr beruflich strahlenexpo­

nierte Personen in Kontrollbereichen. Die Werte außerhalb von betriebli­

chen Überwachungsbereichen sind wohl einfach um Zehnerpotenzen herunter­

gesetzt. Wenn man diese Werte auch auf Reststoffe anwendet, dann muß man 

natUrlich Mittelungsverfahren vorschreiben, d.h. man kann die Werte nicht 
absolut nehmen. Die Werte werden ja auch gewichtet nach den Gefahren, nach 

a- und ß-Strahlen, besser wäre vielleicht sogar nuklidspezifisch. 

Wenn man die Werte also fUr Reststoffe anwendet, sollte ein Mittelungsver­
fahren m5g1ich sein. Wie sehen Sie das, Herr Neider? 

Prof. Neider: 

Diese Grenzwerte fUr die Öberflächenkontamination, wie sie in der Strah­

lenschutzverordnung vorgegeben sind, sind sicherlich ursprUnglich fUr den 
beruflichen Bereich abgeleitet worden, und zwar die h5heren Grenzwerte, 

denn wir haben ja mehrere gestaffelte Grenzwerte, fUr den Kontrollbereich, 

die mitteleren fUr den Überwachungsbereich, und die niedrigen gelten 

außerhalb des Überwachungsbereiches. Die Werte, die ich gestern als eine 

Randbedingung fUr die Freigabe genannt habe, waren die Werte fUr außerhalb 
des Überwachungsbereiches, 10- 5 bzw. 10-6 ~Ci/cm2. Sie gelten natUrlich 

auch fUr Reststoffe, denn nach der StrlSchV darf das, was aus dem 

Überwachungsbereich herausgeht, die genannten Oberflächenkontaminations­

grenzwerte nicht Uberschreiten. NatUrlich reicht das allein nicht aus, wie 

wir gesehen haben, spielt das Verhältnis Oberfläche zu Volumen eine Rol­

le. Bei bestimmten Verhältnissen allerdings wären das die maßgeblichen 

Werte. Sie wurden gestern dazugenommen, weil sie nun einmal existieren. 
Man kann sicher auch noch darUber diskutieren und kann m5g1icherweise 

etwas andere Werte ableiten. Aber das wUrde ich nicht als den kritischen 

Punkt ansehen. 

Ich m5chte noch einige Bemerkungen zu dem von Herrn Sansoni Gesagten ma­

chen. Herr Sansoni, ich m5chte annehmen, daß Sie das nur ironisch Uber­

spitzt gemeint haben. Denn wenn wir tatsächlich die Dinge so nehmen wUr­

den, und das, was in der Natur an Radioaktivität vorhanden ist, auch im 

gleichen Maße erlauben wUrden, wenn es von kUnstlichen Quellen herkommt, 

so wUrde Uber die Jahrzehnte und Jahrhunderte die Zeit kommen, wo wir zu 

Hause nichts mehr hätten, was wesentlich unter dem Pegel läge, den Sie im 
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vorgefunden haben. Das würde zu einer allgemeinen Umwelt~ 

führen $ die einfach nicht mehr zulässig ist, jedenfalls auf 

grund der heutigen Vorstellungen über die Strahlenwirkungen. die sicher 

bis ins Allerletzte schon experimentell abgesichert sind. Das \.Järe 

m.E. nicht vertretbar. 

Wir müssen doch eines immer sehen, gerade bei der Freigabe der Reststoffe. 

ltlenn wir heute Vorschriften machen~ dann betrifft das künftig 10 000 t 

Material, die in der EG pro Jahr möglicherweise freigegeben würden. Das 

bedeutet eine enorme Sumnlation. denn wir rechnen doch wohl auch damit, daß 

wir die Kernenergie für 200 bis 300 Jahre nutzen werden, bis es vielleicht 

etwas wesentlich Besseres gibt. Wir müssen doch auch die langfristigen 

Folgen sehen: Wenn auch die langlebigsten Nuklide nur 30 Jahre HWZ haben. 

von den Transuranen abgesehen, so würde sich im Laufe der Jahrzehnte doch 

einiges summieren. Daher muß man den Anfängen wehren und versuchen, geeig­

nete Grenzwerte zu finden, wobei man nicht drum herum kommt, Unterschiede 

zwischen natürlicher und künstlicher Radioaktivität zu machen. Wissen­

schaftlich m5gen sie nicht begründet sein, aber pragmatisch vom Vorgehen 

her sehe ich keine andere M5glichkeit. 

Prof. Sansoni: 

Sie haben natürlich recht, meine Bemerkung vorhin war schon etwas provoka­

tiv gemeint. Aber eines meine ich ganz ernst: Wenn die erwähnte Strahlen­

belastung für den erwähnten Bauern auf der Urananomalie wirklich gefähr­

lich ist, dann muß man fUr ihn und ähnlich gelagerte Fälle auf Strahlungs­

anomalien etwas tun. Da ich selbst ein Einwohner der dortigen Gegend bin, 

ist mir das wichtig. Wenn sich herausstellt, daß der geSChilderte Fall 

ganz harmlos ist, ergibt sich andererseits von selbst als logische Konse­

quenz zu fragen, ob manche unserer gegenwärtigen Grenzwerte fUr Arbeiten 

im Kontrollbereich nicht wirklich unn5tig niedrig sind,und sie nicht noch 

niedriger festzulegen. 

Herr Rühle: 

Ich möchte die Ausführungen von Herrn Prof. Neider unterstützen. Zu dem, 

was Herr Prof. Sansoni in der Diskussion gesagt hat, sei noch die folgende 

Ergänzung gegeben: 

Herr Kollege Schmier vom Institut für Strahlenhygiene in Neuherberg hat in 

einem zuletzt ver5ffentlichten Bericht ausgefUhrt, daß in der Bundesrepu­

blik Deutschland der Beitrag des Radons zur effektiven Äquivalentdosis in 
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der Grßßenordnung von 1 mSv also 100 mrem/Jahr liegt. In den skandinavi­

schen Ländern liegt dieser Beitrag noch höher, nämlich bei etwa 2 bis 3 

mSv. DarUber hinaus sind uns Radongehalte des Trinkwassers aus Finnland 

bekannt, die noch höher sind als die von Herrn Sansoni genannten. Es gibt 

aber keine Anzeichen dafUr, daß diese Werte zu irgendwelchen Gesundheits­

schäden der Bevölkerung fUhren. 

Um auf eine Bemerkung von Herrn Dr. Spang zurUckzukommen, möchte ich doch 

noch einmal feststellen, daß das 30-mrem-Konzept beim Betrieb kerntechni­

scher Anlagen durch die Betreiber bei dem heutigen Stand der Technik kein 

Problem ist. Dies wird u.a. durch Emissionsdaten radioaktiver Stoffe aus 

Kernkraftwerken belegt, und schließlich entspricht es dem obersten Grund­

satz des Strahlenschutzes, jede Strahlenexposition des Menschen so niedrig 

zu halten, wie es nach Stand von Wissenschaft und Technik möglich ist. 

Dr. Spang: 

Ich habe Uberhaupt keine Zweifel, daß die Betreiber die 30 mrem einhalten 

können. Ich frage mich nur, werden die 30 mrem Uberall eingehalten, das 

ist das Problem. Wenn Sie in den Häusern 30 mrem einhalten wollen, dann 

kommen Sie in Schwierigkeiten. 

Dr. König: 

Ich möchte davor warnen, die Vorschriften bezUglich der Oberflächenkonta­

mination zu kompliziert zu machen. Es gibt viele grenzUberschreitende 

Vorgänge, sowohl Übergänge von einem Betrieb zum andern, als auch Uber die 

Ländergrenzen hinweg. Es ist z.B. unmöglich, daß man in Hanauer Nuklearbe­

trieben höhere Grenzwerte fUr Alphakontamination zulassen wUrde, als bei 

uns. Wenn bei uns jemand im Institut fUr Heiße Chemie auf dem Hand-Fuß-Mo­

nitor steht und eine Alphakontamination festgestellt wird, dann stehen wir 

vor der Frage, ob wir ihm jetzt die Schuhe wegnehmen mUssen. Es könnte ja 

Plutonium sein, weil wir vorher nicht festgestellt haben, ob es Uran ist. 

Man kann nicht in jedem Einzelfall nuklidspezifische Messungen durchfUh­

ren, sonst wird es kompliziert. Zum andern haben wir die Transporte Uber 

die Ländergrenzen hinweg, und dann sollte natUrlich nicht ein Lastwagen, 

der aus Frankreich gekommen ist, bei uns plötzlich unfrei werden. 

Dr. Spang: 

Ich möchte noch eine Frage provozieren. 

Können wir denn die 0,05 Bq/g vernUnftigerweise wirklich messen? 
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. Neider: 

hatte dieses aus der"' bisher'igen s en,</13.hnt ~ näml aus 

~ wo von 100 t vorhandenem I'1ate-

rial 95 % worden 

ver-sicher-t "'lird p 1 die mittlere 
0 9 Bql g. ~li r müssen sehen ~ di e 

den Berichten 

tat dleser 95 t 

sind, als man in 20 Min. kann. habe gar 

nicht darüber 5 über welche Bereiche l)eim Hessen zu ist 

ill1d das ist ein ganz wichtiger , der werden kann 

man sicherlich Spitzen zulassen~ man einigen; z.B. über 10 

zu mitteln oder über 100 ~ das wird m5g1ichenveise auch von Fall zu Fall 

verschieden sein. 

Spang: 

Herr Kalb wollte etwas dazu sagen. 

Prof. Kolb: 

Vielleicht sollte man einmal eine Gr5ßenordnung angeben: was heißt denn 

Co-60-äquivalente spezifische Aktivität verglichen mit einem herk5mmlichen 

Stoff. 

Ich habe einmal ausgerechnet, wie groß denn woh~ die Co60-äquivalente 

spez. Aktivität von durchschnittlicher Flugasche ist. Da kommt man immer­

hin auf knapp 0,5 Bq/g, also etwa das Zehnfache dessen, was Sie als Grenz­

wert für die Abf~lle aus kerntechnischen Anlagen angeben. Wir wissen f wenn 

wir auf die Frage der Meßbarkeit zu sprechen kommen, daß wir in einer 

guten Low-Level-Anordnung mit Germanium-Detektor bei wässrigen LOsungen in 

der Tat noch so etwa 1/10 dieses Grenzwertes messen k5nnen. Aber wenn wir 

es mit Material der Dichte 7,8 zu tun haben, dann haben wir schon eine be­

trächtliche Selbstabsorption, und ich bezweifle, daß das noch mit geringem 

Aufwand meßbar ist. 

Dr. Hunzinger: 

Nach Anhören der Diskussion habe ich mich daran erinnert, daß nach ICRP 26 

der Strahlenschutz eigentlich aus einem System von Maßnahmen bestehen 

soll: Rechtfertigung, Optimierung und Dosisgrenzwerte. Wir sprechen hier 

hauptsächlich Uber die letzteren und vergessen gern die Optimierung. Des­

halb schwebt mir eine L5sung des Problems der Reststoffe vor, die darin 
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besteht, einen Grenzwert m5glichst hoch anzusetzen aber die Optimierung 

zwischen verschiedenen M5glichkeiten nicht außer acht zu lassen; dort die 

Energie einzusetzen, mit dem Bestreben, beim Optimierungsprozeß irgendwo 

unterhalb dieses Grenzwertes hinzukommen, in Abwägung aller Kosten und 

Dosisfolgen. 

Dr. Spang, ich glaube, das ist ein lobenswertes Unterfangen. 

Herr Hock hatte noch eine Frage. 

Dr. Hock: 

Ich hätte gern noch hierzu eine Bemerkung gemacht. Im Strahlenschutz wird 

jetzt alles sehr kompliziert. Z.B. wird das Problem der Optimierung, Herr 

Hunzinger, ja gerade bei ICRP und IAEA heftig diskutiert. Ich habe da 

gr5ßte Bedenken und diese schließen auch ein wenig an das an, was Herr 

Brunner vor einiger Zeit sagte: Man muß alle Umst~de des Einzelfalles 

beachten. Ich m5chte hier doch auf das Problem der Rechtssicherheit auf­

merksam machen. Die Probleme des 30 mrem-Konzeptes sind nicht, wie es 

vorhin Herr RUhle sagte, ob es die Betreiber einhalten; die Probleme des 

30 mrem-Konzeptes sind, wie ist dieses nachzuweisen, wie bestehen wir 

Gerichtsverfahren. Genehmigungsverfahren sind da vielleicht noch der ein­

fache Teil, aber in dem Zusammenhang mit Gerichtsverfahren k5nnen wir 

nicht diese individuellen, maßgeschneiderten Entscheidungen haben, weil 

wir im Sinne einer Rechtssicherheit vorher wissen mUssen, was wir machen 

und nicht machen dUrfen. Wir mUs sen also ein Rezept haben, nach dem je­

mand, der einen Reststoff beseitigen will, sich vorher ausrechnen kann, ob 

es so geht, wie er es vorhat oder ob es so nicht geht. Was soll ein Rich­

ter nachher machen mit diesem individuell zugeschnittenen Konzept? Wissen­

schaftlich wäre das zwar in Ordung. Aber wie kann ein Richter, der eben 

kein Wissenschaftler ist, kein Fachmann auf diesem Gebiet, wie soll der 

entscheiden, ob ein Einsprecher recht hat oder der, der die beklagte Ge­

nehmigung erteilt hat? 

Dr. Spang: 

Ich m5chte es damit im Raume stehen lassen, es bleiben Fragen. Es ist 

nicht der Sinn dieses Podiums gewesen, die Fragen alle zu klären, wir 

haben sie aufgerissen und k5nnen eigentlich feststellen, daß wir ein biß­

chen Klarheit haben, aber sicherlich wird noch manches zu tun sein. 
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Schlußwort: Dr. Spang (Pr1:!sident des Fachverbandes) 

Die Organisatoren hßben am Ende dieses Podiumsgesprächs ein Schlußwort von 

5 Minuten vorgesehen, als Schlußwort für die Tagung. Ich werde mich an 

diese 5 Minuten halten und 5 Punkte ansprechen. Ich muß mich also beeilen, 

und kann natürlich nicht zu jedem Punkt viel sagen. 

1. Ich habe den Eindruck, wir schulden dem Tagungspräsidenten, Herrn 

Henning, ein ganz dickes Dankeschön. Ich darf wohl sagen, daß die Ta~ 

gung hervorragend organisiert war. Sie ging so glatt liber die BUhne, 

als ob es Routine w1:!re, und dabei mußte Herr Henning gelegentlich 

manches schlucken was nicht auf sein Konto ging, sondern auf Konto des 

Schiffes und der Gegebenheiten. Selten hat wohl ein Pr1:!sident soviel 

bei einer Tagung improvisieren, arrangieren und gl1:!tten müssen, wie das 

hier der Fall war. Also nochmals danke schön. 

2. die Tagung war ein Erlebnis, sowohl als Fachtagung als auch als Reise. 

Leider hat uns das Wetter im Stich gelassen, sonst w~re das Erlebnis 

der Reise noch schöner gewesen. 

3. Was den fachlichen Erfolg der Tagung anbetrifft, so kann man das jetzt 

nicht in drei Satzen analysieren. Aber ich möchte dennoch drei Haupt~ 

satze formulieren: 

~ Die Tagungsbeiträge haben das Tagungsthema zusammenfassend 

erörtert und konkret behandelt. 

Das Ausmaß der Strahlenexposition der Bevölkerung ist offensichtlich 

größer, als vor ein paar Jahren noch angenommen. 

Die wissenschaftliche Analyse der Tagung sollte es ermöglichen, eine 

Optimierung zu suchen oder zumindest festzustellen, ob Optimierung 

notwendig bzw. mOglich ist. 

4. Der Vorstand und das Direktorium bedanken sich bei den Referenten und 

bei den Vorsitzenden fUr die strenge Disziplin, aber auch bei den 

Zuhörern fUr die vielen Diskussionsbeiträge, die sicherlich zur Klärung 

mancher Probleme beigetragen haben. 

5. Ich wUnsche Ihnen eine gute Heimreise und viel Erfolg in der Zukunft. 
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DR. 
KARL-ERICH SEYB 
UNIVERSITAT MAINZ 
SAARSTR. 21 
6500 MAINZ 

DIPL.-ING. 
WOLFGANG STUMPF 
RHEINISCH-WESTFALISCHER 
TECHNISCHER üBERWACHUNGS-VEREIN 
HöHENWEG 53 
4130 MOERS 

DR. 
GOTTFRIED TRANKMANN 
JOHANNITER-KRANKENHAUS 
SASELER STIEG 2 
2054 GEESTHACHT 

DIPL.-ING. 
KLAUS-PETER WACHTER 
KERNKRAFTWERK BRUNSBüTTEL GMBH 
OTTO-HANH-STRAAE 
2212 BRUNSBüTTEL 

DIPL-ING. 
PATRICK RüBENBERG 
KERNKRAFTWERK STADE GMBH 

POSTFACH 17 80 
2160 STADE 

DR. 
JOSEF SALVAMOSER 
INSTITUT IGU 
WöRTHERSEESTR. 34 A 
8031 WöRTHERSEE 

DR. RER. NAT. 
HORST SCHIEFERDECKER 
KERNFORSCHUNGSZENTRUM 
KARLSRUHE GMBH 
POSTFACH 36 40 
7500 KARLSRUHE 

DR. 
GüNTHER SEITZ 
BERUFSGENOSSENSCHAFT DER 
FEINMECHANIK U.ELEKTROTECHNIK 
GUST.-HEINEMANN-UFER 130 
5000 KöLN 

DR. 
ARNOLD SPANG 
KRAFTWERK UNION AG 
HAMMERBACHERSTR. 12-14 
8520 ERLANGEN 

DR. 
MANFRED THOME 
INTERURAN 

HEINRICH BöKING STR. 6-8 
6600 SAARBRüCKEN 

DR. RER. NAT. 
WERNER VORBRUGG 
PHYSIKALISCH-TECHNISCHE 
BUNDESALLEE 100 
3300 BRAUNSCHWEIG 

DR.-ING. 
HANS-PETER WEISE 
BUNDESANSTALT F.MATERIALPRÜFUNG 
UNTER DEN EICHEN 87 
1000 BERLIN 



DIPl.-ING. 
MANFRED WENDLER 
KERNKRAFTWERK 
BETRIEBSGESELLSCHAFT MBH 

7514 EGGENSTEIN-LEOPOLDSHAFEN 2 

DR. 
HUBERT WICHERT 
RHEIN.-WESTF.-ELEKTRIZITATSWERK 

KRUPPSTR. 5 
4300 ESSEN 1 

DR. 
RA I1'1UND W I NKL ER 
GSF INSTITUT F.STRAHLENSCHUTZ 

INGOLSTADTER LANDSTRAAE 1 
8042 NEUHERBERG 

DR.RER.NAT. 
HELMUT DE WITT 
BRENK SYSTEMPLANUNG 

HEINRICHSALLEE 38 
5100 AACHEN 

DR. 
HERBERT ZEHNER 
NORDWESTDEUTSCHE KRAFTWERKE AG 
PAPPELALLEE 35/37 
2000 HAMBURG- 76 

NORWEGEN 

LEIV BERTEIG 
NATIONAL INSTITUTE OF 
RADIATIONHYGIENE 
OSTERNDALEN 25 
1345 OSTERAS 

-795- DR. 
ECKHARD WERNER 
GESELLSCHAFT F. STRAHLEN-UND 
UMWELTFORSCHUNG 
PAUL-EHRLICH-STR.20 
6000 FRANKFURT 70 

DR. 
ANDREAS WICKE 
KERNKFORSCHUNGSZENTRUH 
KARLSRUHE 
POSTFACH 36 40 
7500 KARLSRUHE 

DIPL.-PHYS. 
MANFRED WINTER 
KERNFORSCHUNGSZENTRUM 
KARLSRUHE GMBH,HS/TSB 
POSTFACH 3640 
7500 KARLSRUHE 

DR. 
;:JOHANN ZECH 
TECHN. üBERWACHUNGSVEREIN 
BAYERN 
WES TENDSTR. 199 
8000 MüNCHEN 21 

öSTERREICH 

DR. 
HANS GUPPER 
AMT D. KÄRNTNER LANDESREGIERUNG 
ABT. 12 K 
WIESENGASSE 38 
9020 KLAGENFURT 

SCHWEIZ 

DR. 
OTTO SCHIHPP 
AMT DER TIROLER LANDES­
REGIERUNG KAT. U. ZIVILSCHUTZ 
LANDHAUS 
6010 INNSBRUCK 



DIPL.-PHYS. 
HANSHEIRI BRUNN ER 
EIDGENOSSISCHES INSTITUT FüR 
REAKTORFORSCHUNG 
5305 WüRENLINGEN 

DR. 
JERZY CZARNECKI 
HAUTPABT. FüR SICHERHEIT DER 
KERNANLAGEN, ABT.STRAHLENSCHUTZ 

5303 WüRENLINGEN 

DR. 
KLAUS GOEBEL 
CERN, DIV. TIS/RP 
28, CH.DES CRETS-DE-CHAMPEL 
1206 GENEVE 

ANNETTE KLAUS 
BBC AG BROWN BOVERI & CIE 
ABT. ZLC 
HASELSTRASSE 
5401 BADEN 

DR. 
RUDOLF MüLLER 
CIBA-GEIGV AG 
ZENTRAL STELLE F. STRAHLENSCHUTZ 
4002 BASEL 

CARLO PEROTTO 
KERNKRAFTWERK MUEHLEBERG 
3203 MUEHLEBERG 

FRED SUTER 
EIDGENöSSISCHES INSTITUT FüR 
REAKTOR FORSCHUNG (EIR) 
5303 WüRENLINGEN 

JAN WILLEM TUYN 
CERN 

1211 GENF 23 

-796- DR. 
W. BURKART 
EIR BIOLOGIE & UMWELT 
ABT. 81 
5303 WüRENLINGEN 

DIPL.NAT.ETH 
ERNST ELMER 
BUNDESAMT FüR GESUNDHEITSWESEN 
SEKTION STRAHLENSCHUTZ 
BOLLWERK 27 
3001 BERN 

DR. PHIL. 
KIERNER HUNZINGER 
NAGRA 
PARKSTRASSE 23 
5401 BADEN 

DR.DIPL.-PHVS 
THIERRV LAUFFENBURGER 
SCHWEIZERISCHE UNFALL­
VERSICHERUNGSANSTALT 
FLUHMATTSTR.1 
6002 LUZERN 

DR. PHIL. 
ERICH NAGEL 
EIDGENöSSISCHES INSTITUT FüR 
REAKTORFORSCHUNG 
5303 WüRENLINGEN 

DIPL.-PHYS. 
GüNTHER RAU 
CERN / TIS-RP 
1211 GENF 23 

KURT J. TRAUB 
CIBA-GEIGV AG 
ZENTRAL STELLE F. STRAHLENSCHUTZ 
4002 BASEL 

DR.RER.NAT. 
HANSRUEDI VöLKLE 
EIDGENöSSISCHE KOMMISSION ZUR 
üBERWACHUNG DER RADIOAKTIVITAT 
C/O PHYSIKINSTITUT, PEROLLES 
1700 FRIBOURG 


